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Ausgegeben Danzig, den 7. Marz . 1923 


— — —ſ— 
Juhalt. Geſetz betreffend Aenderung des Zigarettenſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906/3 April 1721 (S. 329). — 
Verordnung betreffend den einmaligen Fernſprechbeitrag (S. 330) — Dritte Verordnung über Erhöhung der 
Zulagen in der Untallverſicherung (S 330). — Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung S. 331). — Bekannt⸗ 
machung über Aenderung des Erſaßbetrages für ein zeſchriebene Sendungen (S 332). 


— . 
101 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Anderung des Zigarettenſteuergeſetzes vom . dort 1521. Vom 3. 3. 1923. 


: Artikel J. 
Der § 2 Abf. 1 Ziffer 1, 2 und 3 des Zigarettenſteuergeſetzes in Verbindung mit Artikel III 


des Geſetzes betreffend Er öhung der Tabakabgaben vom 3. Juni 1906 und das Geſetz vom 3. April 
1921 werden aufgehoben und durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 
2. 
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Die Steuer beträgt: 
j 1. für Zigaretten im Kleinverkaufspreiſe: 


a) bis zu 10 M das Stück für 1000 SC 1500 M 

b) über 10 M bis zu 20 M das Stck. für 1000 Stck. 3000 M 

e) über 20 M bis zu 30 M das Std. für 1000 Stk 4500 M 

d) über 30 M bis zu 40 M das Std. für 1000 Stck. 8000 M 

e) über 40 M bis zu 60 M das Std. für 1000 Stck.. 12 000 M 

f) über 60 M bis zu 80 M das Std. für 1000 F 16 000 M 

g) über 80 M bis zu 100 M das Std. für 1000 SE... 3a: 20 000 M 

h) über 100 M bis 120 M das Stccłk .. 24 000 M 

i) über 120 M bis 150 M das Stb kee. 30 000 M 

k) über 180 M das Ste.... .. 40 000 M 

2. für Zigarettentabak in einer Schnittbreite bis 2 mm einſchließlich (Feinſchnittabak) im Klein⸗ 

verkaufspreiſe: n 

a) bis zu 10 000 M für das Kilogramm m 1500 M 

b) über 10 000 M bis 20 000 M für das Kilogramm . . . ? 4000 M 

c) über 20 000 M bis 30 000 M für das Kilogramm 9 000 M 

d) über 30000 M bis 40 000 M für das Kilogramm 16 000 M 3 
e) über 40000 M für das Kilogramm 20 000 M 8 


3. für Zigarettenpapier, Hülſen und Blättchen mit Ausnahme der zur gewerblichen Ver⸗ 
arbeitung beſtimmten für 1000 Stück 750 M. 
g Artikel II. 
Zigaretten und Tabake, ſowie Zigarettenpapier, Hülſen und Blättchen der im § 2 genannten 
Art, die ſich 4 Wochen nach der Verkündung dieſes Geſetzes außerhalb der Erzeugungsſtätte — 8 3 des 
Zigarettenſteuergeſetzes — oder einer Steuerniederlage befinden, unterliegen nach näherer Beſtimmung 
des Landeszollamts der Nachverſteuerung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 15. 3. 1928). 
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330 
Soweit zu dem vorſtehend genannten Zeitpunkt Verträge über Lieferung der im $ 2 genannten 
Waren beſtehen, ift der Lieferer berechtigt, vom Abnehmer einen um den Betrag der Steuererhöhung 
erhöhten Preis zu fordern, falls nichts Näheres vereinbart iſt. 
2 Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt eine Woche nach ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. März 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Volkmann. 


n 


.! : 


102 Verordunng | 
betreffend den einmaligen Fernſprechbeitrag. Vom 1. 3. 1923. 


Auf Grund der 88 10 und 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetz⸗ 
blatt S. 133 ff.) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Von der Erhebung der auf Grund der Verordnung des Staatsrats vom 16. Juni 1920, 
5 Punkt 5, und des $ 10 des Fernſprechgebührengeſetzes zu zahlenden einmaligen Beiträge, die die Fern⸗ 
85 ſprechteilnehmer zum Ausbau des Fernſprechnetzes zu leiſten haben, wird bis auf weiteres abgeſehen. 
Die bereits erhobenen Beiträge werden im Laufe des Monats März zurückgezahlt und bis Ende März 


verzinſt werden. 5 s f a 
Die Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (Geſetzblatt S. 131 ff.) iſt unter § 30, IX. Höhe 


des Beitrags wie folgt zu berichtigen: 
Der Satz „Für jeden Hauptanſchluß ſind 1000 Mark, für jeden Nebenanſchluß 200 Mark ein⸗ 


* 1 


augahlen” iſt zu ſtreichen; dafür iſt zu ſetzen: „Der Beitrag wird bis auf weiteres nicht erhoben.“ 
Danzig, den 1. März 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
f Zander. 
/ 
103 Dritte Verordnung 


über Erhöhung der Zulagen in der Unfallverſicherung. Vom 2. 3. 1923. 
Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 


31, Januar 193 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 
: 8 1. 8 
Der § 3 Abſ. 2 des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 
10. März 1922 (Geſetzbl. S. 75) in ber Faſſung des § 1 der zweiten Verordnung über Erhöhung der 
Zulagen in der Unfallverſicherung vom 31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 173) erhält folgende Faſſung: 
. Als Jahresarbeitsverdienſt gilt 
1. bei Berechnung der erhöhten Verletztenrente eines Verletzten, der als ſolcher eine oder 
mehrere Renten bezieht, deren Hundertſätze zuſammen die Zahl fünfzig nicht erreichen, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von dreihundertvierundzwanzig⸗ 
tauſend Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von einhundertzweiundſiebzig⸗ 
tauſend Mark, 
im übrigen der Betrag von vierhundertfünfzigtauſend Mark. a 


2. bei Berechnung anderer erhöhter Renten, wor 3% ee 

falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von achthundertvierzigtauſend Mark, 

falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von fünfhundertundviertauſend Mark, 

im übrigen der Betrag von elfhundertzweiundfünfzigtauſend Mark. 


f 8 2. f 
Die Zulagen nach dem § 1 dieſer Verordnung werden für die Zeit nach dem 31. Dezember 1922 


gewährt. 
Danzig, den 2. März 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
104 Verordnung . 


zur Anderung der Poſtordnung. Vom 2. 3. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des $ 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 GGeſetzblatt S. 277 ff.) mit ſofortiger Wirkung wie folgt 
geändert: g 
1. Im 8 7 „Druckſachen“, Abſ. X, iſt als Nr. 12 a einzuſchalten: ö 
b 12a. im Leihverkehr der ſtaatlichen Bibliotheken bei den von den Benützern an die Staats⸗ 
bibliotheken verſandten Vormerk⸗, Beſtell⸗ und Empfangsſcheinen, bei den als Antwort auf 
Beſtellungen und Vormerkungsgeſuche ergehenden oder ſonſt im Leihverkehr nötig fallenden Mit⸗ 
teilungen der Staatsbibliotheken an die Benützer und bei den im Rahmen des Leihverkehrs 
ergehenden Mitteilungen der Staatsbibliotheken untereinander die beſtellten oder ausgeliehenen 
Werke handſchriſtlich oder mechaniſch zu bezeichnen und die gedruckten Mitteilungen ganz oder teil⸗ 
weiſe zu ſtreichen oder zu unterſtreichen, wenn die betreffende Druckſache den Stempel einer 
Staatsbibliothek und den Vermerk „Leihverkehr der Staatsbibliotheken“ trägt; 
2. Im 8 14 „Wertſendungen“, Abſ. II, iſt im 1. Satz hinter „in Ziffern“ einzuſchalten: in vollen 


Markbeträgen; 7 8 
3. Im 8 18 „Poſtaufträge“ iſt im Abſ. I unter 1., ferner im zweiten Unterabſatz und im Abſ. II 
unter 1. die Zahl „150000“ jedesmal zu erſetzen durch: 500000; i 


4. In demſelben $ (18), Abſ. IX find im zweiten Satz hinter „Geldeinziehung“ die Worte „über bis 
einſchl. Landbeſtellbezirke“ zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: „ſoweit fie nach § 36 nicht beſtellt 
werden“; ſodann iſt in demſelben Satz hinter „ſei“ ſtatt des Strichpunktes ein Punkt zu ſetzen und 
der Reſt des Satzes zu ſtreichen. 

5. In demſelben § (18), Abſ. X erhält der erſte Satz folgende Faſſung: Der eingezogene Betrag 
wird dem Auftraggeber nach Abzug der Einziehungs⸗ und Poſtanweiſungs⸗ oder Zahlkartengebühr 


überwieſen. g 
6. Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ ift im Abſ. I ſtatt „150000“ zu ſetzen: 500000. 
7. In demſelben $ (19), Abſ. V find im zweiten Satz die Worte „über bis einſchl. Landbeſtellbezirke“ 


Abſatz der letzte Satz zu ſtreichen. 


durch Poſtanweiſung ($ 20) übermittelt oder auf das in der Zahlkarte angegebene Poſtſcheckkonto 


zu ftreichen und dafür zu ſetzen: „ſoweit ſie nach $ 36 nicht beſtellt werden; ſodann iſt in demſelben 
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8. Im 5 20 „Poſtanweiſungen“ iſt der Abſatz II zu ſtreichen. Die folgenden Abſ. III bis XVII 
erhalten die Bezeichnungen II bis XVI. Im Abſ. XIV (bisher XV) iſt zu ändern 


€ 
= unter Ziffer 4 „XIII“ in: XII 3 
. 3 RE RN RI 
en 62 lege 
3 Im Abf. vil (bisher VIII) iſt das Wort „gehen“ zu ändern in: geht. 
. 9. Im $ 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ iſt im Abſ. IV unter a) ſtatt „§ 36, 11“ a 


e: zu ſetzen: $ 86. 
En 10. Im $ 30 „Zeit der Einlieferung“ erhält der Abſ. IT folgenden Wortlaut: Die Poſtſchalterſtunden 
werden nach den örtlichen Verhältniſſen feſtgeſetzt und durch Aushang bei den Poſtanſtalten 
bekanntgemacht. 
11. In demſelben 8 (30), Abſ. VIII, erhält der 2. Satz folgenden Wortlaut: Die näheren Beſtimmungen 
hierüber werden durch Aushang bekanntgemacht. 
12. Im § 43 „Aushändigung der Sendungen und Geldbeträge gegen Rückgabe der Paketkarten uſw.“ 
Ef erhält der Abſ. I folgenden Worlaut: I nach Aushändigung der Paketkarten, Ablieferungsſcheine, 
22 - Benachrichtigungszettel und Poſtanweiſungen (§ 18, IX, $ 19, v, 8 36, J und v, 8 38, Wund VII, 
8 $ 42, W) werden die abzuholenden Sendungen und Geldbeträge während der Poſtſchalterſtunden 
an den ausgehändigt, der ſich zur Abholung meldet, und bei gewöhnlichen und eingeſchriebenen 
Paketen ſowie bei unverſiegelten Wertpaketen (8 14, II und 8 16, I) die Paketkarte, bei Einfchreib- 
brieſſendungen, Wertbriefen, verſiegelten Wertpaketen ($ 16, II) und Poſtanweiſungsbeträgen, die | 
mit dem Namen des Empfangsberechtigten unterſchriebene Empfangsbeſcheinigung (Paketkarte, Ab⸗ ] 
= lieferungsſchein, Benachrichtigungszettel, Poſtanweiſung) abgibt. Ueber die Poſtlagergebühr ſ. 8 41. 
23 13. 5 on „Laufſchreiben über Poſtſendungen uſw.“, Abſ. III, iſt zu ſetzen ſtatt ($ 20, X)“: 
x 5 5 8 7 8 
N 14. Im § 49 „Verkauf von Poſtwertzeichen“ erhält der 1. Satz des Abſ. I folgenden Wortlaut: Die 
Freimarken ſowie die geſtempelten Poſtkarten werden zu dem Nennwert des Stempels verkauft. 


5 Danzig, den 2. März 1923. } 
= Der Senat der Freien Stadt Danzig. i 
5 Sahm. Förster. a i 
= 105 Bekanntmachung 5 


über Anderung des Erſatzbetrages für eingeſchriebene Sendungen. Vom 4. 3. 1923. 


Auf Grund des § 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. 2. 1923 (Geſetz⸗ 
blatt für die Freie Stadt Danzig Nr. 17 vom 27. 2. 1923 Seite 293) wird folgendes beſtimmt: 


81. 
Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung ($ 10 des Poſtgeſetzes) wird auf viertauſend 
Mark erhöht. 5 
| 5 
Dieſe Bekanntmachung tritt vom 1. März 1923 ab in Kraft. Für Sendungen, die vor dem | 
Inkrafttreten diefer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. f 
a Danzig, den 4. März 1928. 3 

Pot: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig 

Zander. 


} 8 Schriftlettung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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